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 DAS KLIMA GEHT JEDEN AN

Die erste Regel erfolgreichen Klimaschutzes lau-
tet: Nicht nur nachdenken, was andere anders 
machen müssen. Sonst es selbst anders machen! 
Nur wenn der Mensch sich wandelt, können wir 
den Klimawandel stoppen. Das wird von den 
Kommunen ausgehen! Liebgewonnenes aufzu-
geben muss nicht zu Schlechterem führen. Krea-
tivität und Mut zur Veränderung zeigen uns den 
Weg zu gutem Klimaschutz. Kommunen können 
Öffentlichkeit, Anerkennungskultur, Motivation 
und Vorbilder für den Klimaschutz schaffen. Ge-
hen Sie in die Schulen, Vereine und Marktplätze. 
Fragen Sie die Menschen, was sie für das Klima 
tun und was dafür getan werden könnte.

 SOZIALE GERECHTIGKEIT 
 IM BLICK HALTEN 

Die Menschen dürfen den Klimaschutz nicht als 
Belastung erleben, sondern als Bereicherung. Er-
folgsgaranten einer Klimaschutzpolitik sind der 
Dialog zwischen allen gesellschaftlichen Akteuren 
und die soziale Verträglichkeit und Akzeptanz. 

Die Besteuerung von Treibhausgasen hat eine 
soziale Dimension. Trotz einer positiven Len-
kungswirkung von Abgaben dürfen diese nicht 
zu einer einseitigen Belastung führen, sondern 
müssen ausgewogen sein. Der Kohleausstieg ist 
nicht nur eine energiepolitische Herausforde-
rung. Im Hinblick auf die vom Kohleausstieg be-
troffenen Regionen ist vielmehr auch die Schaf-
fung von – wirtschaftlichen – Perspektiven für 
die dort lebenden und arbeitenden Menschen 
unbedingt notwendig.

 FÖRDERUNG VON KOMMUNALEN 
KLIMASCHUTZAKTIVITÄTEN 

 VERSTETIGEN

Die Förderung des Klimaschutzes in den Kommu-
nen hat viele gute Projekte auf den Weg gebracht. 
In zehn Jahren bis Ende 2018 hat die Nationale 
Klimaschutzinitiative des Bundesumweltminis-
teriums rund 14.400 Projekte in mehr als 3.450 
Kommunen mit rund 605 Millionen Euro unter-
stützt. Dadurch wurden zusätzliche Investitio-
nen von rund einer Milliarde Euro ausgelöst. Die-
ser Weg ist richtig, vor Ort muss der Klimaschutz 
beginnen. Diese Förderung muss verstetigt und 
dauerhaft auf hohem Niveau fortgeführt werden. 
Zusammen mit dem Bund, den Ländern, Kommu-
nen, Bürgerschaft und Wirtschaft. 

 MASSNAHMEN ZUR ANPASSUNG AN 
DEN KLIMAWANDEL FÖRDERN

Extremwetterereignisse wie Starkregen, Stürme 
oder längere Dürre- und Hitzeperioden werden 
zum Normalfall. Damit wird neben dem Kli-
maschutz die Vorsorge gegen Klimaschäden in 
Kommunen wichtiger. Vor diesem Hintergrund 
ist die Deutsche Anpassungsstrategie an den Kli-
mawandel (DAS) zu begrüßen. Kommunen müs-
sen als maßgebliche Akteure einer erfolgreichen 
Klimaanpassung daher von Bund und Ländern 
stärker finanziell unterstützt werden. Eine kli-
magerechte Stadtentwicklung, die Vorsorge für 
die Folgen des Klimawandels trifft, ist mehr in 
den Fokus zu rücken. Beispiele für vorsorgen-
des kommunales Handeln sind die Erstellung 
von Notfallplänen oder von integrierten kom-
munalen Hochwasserkonzepten ebenso wie die 
Stärkung der Eigenvorsorge der Bürger, etwa im 

I. MASTERPLAN KLIMASCHUTZ – 
 ZENTRALE BESTANDTEILE

„Nur wenn der Mensch sich wandelt, 
können wir den Klimawandel stoppen. 
Das wird von den Kommunen ausgehen!“ 

Dr. Uwe Brandl & Dr. Gerd Landsberg im Juni 2019
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Hinblick auf ein hochwasserangepasstes Bauen. 
Auch kommt der Schaffung von mehr Grünflä-
chen insbesondere in Innenstädten und Ortsker-
nen und einer nachhaltigen Wasserwirtschaft 
(Bau von Trinkwasserbrunnen etc.) angesichts 
zunehmender Dürrezeiten immer mehr Bedeu-
tung zu. 

 KLIMAGERECHTE MOBILITÄT 

Die Emissionsreduzierung im Verkehr ist ein 
Baustein zur Erreichung der Klimaziele und le-
benswerter Kommunen. Hierzu sind Mittel für 
eine nachhaltige Investitionsoffensive erforder-
lich. Aber mehr noch Kreativität und Konzepte 
für einen vom Menschen gewollten Wandel! Zen-
trale Bausteine sind der Ausbau des ÖPNV sowie 
der Rad- und Fußwege. Der Schienenverkehr 
muss zur besseren Anbindung der Regionen ge-
stärkt werden, um für Pendler echte Alternativen 
zum Auto zu schaffen. Eine Verlagerungsoffensi-
ve des Güterverkehrs auf Schienen und Wasser-
straßen muss gestartet werden.

Wo Mobilität mit Muskelkraft nicht geht, brau-
chen wir einen Antriebswechsel auf unseren 
Straßen. Immer weniger Verbrennungsmotoren, 
aber mehr Elektrifizierung, Nutzung von Was-
serstoff, Erdgas sowie von Bio-Kraftstoffen. Am 

Ende werden die Menschen und der Markt ent-
scheiden, was sich davon durchsetzt. Aber die 
Kommunen können die Richtung lenken.
Statt der Umweltprämie sollte bei der Elek-
tromobilität die Förderung des Ausbaus der 
Ladeinfrastruktur im privaten und öffentlich zu-
gänglichen Raum im Vordergrund stehen. Dem 
steigenden Lieferverkehr in den Städten sollten 
insbesondere die verstärkte Zusammenarbeit 
bei der Auslieferung auf der „letzten Meile“ des 
Transports entgegengesetzt werden. Kaufen Sie 
vor Ort ein – sonst werden Sie bald die Geschäfte 
in Ihrer Gemeinde vermissen! 

 LÄNDLICHE RÄUME ALS 
 KLIMAREGIONEN STÄRKEN

Die Akzeptanz der Bevölkerung für notwendige 
Klimaschutzmaßnahmen spielt in der Stadt wie 
auf dem Land eine herausragende Rolle. Sol-
len ländliche Räume zu Klimaregionen werden, 
müssen Beeinträchtigungen, die Klimaschutz-
maßnahmen etwa im Landschaftsbild mit sich 
bringen, abgemildert werden: Durch den dezen-
tralen Ausbau erneuerbarer Energien entstehen 
erhebliche Wertschöpfungspotenziale. In den 
Kommunen können zusätzliche Steuereinnah-
men generiert werden, Arbeitsplätze entstehen 
und die Kaufkraft in der Region wird verbessert. 

STROMPREIS FÜR HAUSHALTE 

Quelle: BDEW; Stand 01/2019; Grafik DStGB 2019
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Regionale Wirtschaftskreisläufe sollen gestärkt 
werden. Damit dies gewährleistet wird, sind ge-
setzliche Grundlagen für die bessere Beteiligung 
an der Wertschöpfung der betroffenen Gemein-
den und ihrer Bürger zu schaffen. 
Gleichzeitig gilt es, durch eine bessere Anbin-
dung dafür zu sorgen, dass für Pendler klimaf-
reundliche Alternativen zum motorisierten 
Individualverkehr entstehen. Dabei ist ein Mix 
umweltfreundlicher Antriebe der bessere Weg 
als die einseitige Förderung der Elektromobili-
tät. Im Übrigen gilt es, digital verabredete Mit-
nahmeverkehre im öffentlichen wie im privaten 
Bereich durch die Schaffung der entsprechenden 
gesetzlichen Grundlagen zu stärken. Dies ist der 
bessere Weg als Pendler durch zusätzliche Steu-
ern und Abgaben zu belasten.
Auch die großen kommunalen Waldflächen in 
Deutschland (ca. 20 Prozent des Gesamtwald-
bestandes) leisten einen wesentlichen Beitrag 
für den Klimaschutz. Insoweit gilt: Waldschutz 
ist Klimaschutz! Gerade vor dem Hintergrund 
des Dürresommers 2018 und den Schäden etwa 
durch Borkenkäfer besteht Handlungsbedarf.

 BESTAND ENERGETISCH 
 VERBESSERN – 
 AUSRICHTUNG AM QUARTIER

Mit Blick auf die in Deutschland ohnehin hohen 
Energiestandards bei Neubauten ist eine Atem-
pause möglich, aber auch notwendig. Dem Ge-
bäudebestand, insbesondere den energetisch in 
einem schlechten Zustand befindlichen Gebäu-
den der 50-er bis 70-er Jahre, kommt eine viel 
größere Bedeutung zu. Hier kann durch eine 
gezielte und auch steuerliche Förderung, etwa 
beim Austausch alter Heizungen in Privatwoh-
nungen, viel Potenzial zur Energieeinsparung 

gehoben werden. Die Kommunen sind mit ih-
ren ca. 186.000 Gebäuden und ca. 1,6 Millionen 
kommunalen Wohnungen wesentliche Akteure. 
Zielgerichtete Investitionsprogramme von Bund, 
Ländern und Kommunen in die energetische 
Gebäudesanierung sind auch angesichts des oft 
in schlechtem Zustand befindlichen Gebäude-
bestands auf hohem Niveau erforderlich. Not-
wendig ist insbesondere eine Aufstockung des 
Gebäudesanierungsprogramms auf mindestens 
fünf Milliarden Euro.

 NACHHALTIGE BESCHAFFUNGS- &  
FINANZMÄRKTE 

Als größte öffentliche Auftraggeber haben 
die Kommunen die Schlüsselposition für eine 
Nachhaltige Beschaffung und „Fair Trade“ mit 
Vorbildfunktion. Auch die Finanz-, Steuer- und 
Haushaltspolitik der öffentlichen Hand hat eine 
große Bedeutung für die Nachhaltigkeit. Die 
weitere Entwicklung nachhaltiger Beschaffungs- 
und Finanzmärkte muss das Ziel verfolgen, mit 
vertretbarem Verwaltungsaufwand bei Aufträ-
gen, Investitionen, Anlagen, Krediten oder An-
leihen die Beachtung der Nachhaltigkeitsziele 
einzubinden. Die Steuerpolitik muss Anreize zur 
Nachhaltigkeit setzen.

 INTERNATIONALE 
 ENTWICKLUNGSZUSAMMEN-
 ARBEIT AUSBAUEN

Klimaschutz verlangt nach internationaler Ent-
wicklungszusammenarbeit und fairen inter-
nationalen Märkten. In diesem Feld sind die 
Möglichkeiten der kommunalen Entwicklungszu-
sammenarbeit weiter zu fördern und auszubau-
en. Klimarelevante Politik wird nicht nur in den 
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TREIBHAUSGAS-EMISSIONEN
IN DEUTSCHLAND SEIT 1990

Quelle: Umweltbundesamt, Nat. Treibhausgas-Inventare 1990 bis 2017 (Stand 01/2019); Grafik: DStGB 2019

* Ziele 2020 bis 2050: Energiekonzept der Bundesregierung (2010)
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Industriestaaten gemacht, daher müssen die ge-
meinsamen internationalen Klimaschutzzielset-
zungen weiter geschärft und umgesetzt werden. 

 INNOVATIONEN & CHANCEN 
 DER DIGITALISIERUNG NUTZEN

Klimaschutz braucht dringend mehr Innovatio-
nen. Die Digitalisierung birgt besondere Chan-
cen für den Klimaschutz. Sie hat in den vergan-
genen fünf Jahren den bedeutendsten Beitrag 
zum Umweltschutz geleistet. Für 2025 wird 
prognostiziert, dass durch die fortschreitende 
Digitalisierung zusätzlich 50 Millionen Tonnen 
CO2-Äquivalente eingespart werden. Das ent-
spricht einer Einsparung von 5 Prozent im Ver-
gleich zum Ausstoß im Jahr 2014.

Die Digitalisierung treibt auch Innovationen vo-
ran. Videokonferenzen ersetzen Dienstreisen, 
intelligente Haustechnik (smart home etc.) kann 
den Wärmeverbrauch senken. Zudem können 
intelligente Verkehrs- und verbesserte Informa-
tionssysteme den Verkehrsfluss optimieren und 
Wege vermeiden helfen. Sektorenkopplung wird 
durch die digitale Vernetzung von Wärme- und 
Stromversorgung erleichtert, so dass klimaf-
reundliche Energieträger wie Wind und Sonne 
leichter integriert werden können.

 KLIMAFREUNDLICHE & SICHERE
 ENERGIETRÄGER STÄRKEN

Für die Energiewirtschaft muss der Anreiz für 
Investitionen in klimafreundliche Technologien 
verstärkt werden und für die Verbraucher muss 
es besonders attraktiv sein, klimafreundlichen 
grünen Strom zu beziehen. In der Elektromo-
bilität, aber vor allem auch im Wärmebereich 
müssen sich klimaschonende Investitionen bere-
chenbar lohnen, zum Beispiel in grünes Gas und 
in Wärmepumpen.
Allerdings setzt das bestehende System nicht 
genügend Anreize zum Einsatz umweltfreundli-
cher Energieträger. Strom, Benzin, Diesel, Heizöl 
und Erdgas sind die Energieträger des Alltags. 
Doch sie sind unterschiedlich hoch belastet mit 
Umlagen, Abgaben, Steuern und Entgelten – im 
Wesentlichen, um die Ziele der Energiewende zu 
erreichen und Einnahmen im Bundeshaushalt zu 
generieren. 
Die zunehmende Elektrifizierung der Sektoren 
Wärme und Verkehr wird die Energiewirtschaft 
verändern. Einsparverpflichtungen und Emis-
sionsreduzierungen werden den Energiesektor 
verstärkt fordern, aber auch Raum für Innovati-
onen und Lösungen vor Ort geben. Dem werden 
sich unsere kommunalen Unternehmen stellen 
und sich im Markt behaupten.
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Die Herausforderungen des Klimawandels wer-
den immer deutlicher. Die Ausrufungen „Kommu-
naler Klimanotstände“ schaffen dabei Öffentlich-
keit. Auch wenn bereits viel getan wurde, bleibt 
noch mehr zu tun. Denn die Erderwärmung ist 
nicht gestoppt und Deutschland reduziert seine 
Treibhausgasemissionen bis 2020 nur um 32 
Prozent statt um 40 Prozent. Die Bundesregie-
rung hat sich zum Pariser Klimaschutzabkom-
men bekannt. Ein Anstieg der Erderwärmung 
soll auf deutlich unter 2 Grad, möglichst auf 1,5 
Grad begrenzt werden. Nach dem Koalitions-
vertrag soll die Einhaltung der Klimaschutzziele 
gesetzlich geregelt werden. Das Bundesumwelt-
ministerium hat einen Entwurf für ein Bun-
des-Klimaschutzgesetz (KSG) erarbeitet. Ziel ist 
insbesondere die Senkung der Emissionen um 
mindestens 55 Prozent bis zum Jahr 2030. Dazu 
wird den Bundesressorts die Verantwortung für 
Emissionsminderungen vorgegeben. Überschrei-
tungen im jeweiligen Ressort sollen negative Fol-
gen im Haushalt dieses Ressorts haben. 

Der Klimaschutz beinhaltet eine globale Her-
ausforderung. Deutschland hat einen Anteil am 
Ausstoß der weltweiten CO2-Emissionen von 
„nur“ 2,23 Prozent (China: 28,21 Prozent; USA: 
15,99 Prozent). Die in Deutschland geplanten 
Maßnahmen müssen daher in der EU und inter-
national abgestimmt werden, um den gewünsch-
ten Effekt erreichen zu können. Die EU will die 
Klimaschutzziele insbesondere durch den Emis-
sionshandel und durch differenzierte Beiträge 
der Mitgliedstaaten zur Emissionsminderung er-
reichen. Der Emissionshandel verpflichtet große 
Emittenten aus den Sektoren Energie und Indus-
trie und soll bis 2030 eine CO2-Minderung von 43 
Prozent erbringen. Die EU muss über diese Maß-
nahmen hinaus eine langfristige, abgestimmte 
und umfassende Klimaschutzstrategie formulie-

ren und umsetzen. Nationale Alleingänge helfen 
nicht. Beispielhaft sei insoweit die Diskussion 
um die Einführung einer CO2-Steuer in Deutsch-
land genannt. 

Zur Erreichung der Klimaschutzziele greifen 
Maßnahmen in Deutschland, die – wie im Entwurf 
des Klimaschutzgesetzes – rein Bundesressorts 
betreffen, zu kurz. Klimaschutz ist eine gesamt-
gesellschaftliche Herausforderung. Nötig ist da-
her ein umfassender „Masterplan Klimaschutz“ 
unter Einbindung aller Akteure. Klimaschutz ist 
dabei eine politische Zielsetzung, neben der vie-
le andere stehen, wie Sozialpolitik, Wirtschafts- 
und Finanzpolitik, Mobilität, Arbeitsmarkt oder 
Industriepolitik. Alle diese Bereiche haben ihre 
Inhalte und Bedeutung und dürfen nicht gegen-
einander in Stellung gebracht werden. Im Ge-
genteil, sie müssen zu einem Politikkonzept aus 
einem Guss zusammengefügt werden. 

Juni 2019
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